www.skripte.net                                  

Wirtschaftsprivatrecht III                                            2/3                                                                11.Vorlesung

Patentierung biotechnologischer Erfindungen

1) Patente auf belebte Natur

· ursprünglich nicht vorgesehen

Seit 1877 haben sich technische und naturwissenschaftliche Erkenntnisse wesentlich gewandelt. Das erkennt der BGH erstmals ausdrücklich in der Entscheidung „Rote Taube“ an. Seither besteht auch für lebende Organismen eine Patentierungsmöglichkeit, der Erfindungsbegriff ist nicht mehr auf die unbelebte Natur beschränkt.

2) Problematik der biotechnologischen Erfindungen und deren Patentierbarkeit

Definition: 

Biotechnologische und mikrobiologische Verfahren, die sich auf die Erzeugung oder Veränderung biologischen Materials beziehen.

Besonders umstritten ist dabei die Gentechnik. Gene als Bausteine von Lebewesen sind verantwortlich insbesondere für die Herstellung von Enzymen und Proteinen. Wer Kenntnis über die Wirkungsweise eines Gens besitzt, kann nicht nur die Enzyme/Proteine künstlich herstellen, sondern eventuell auch Körperzellen und komplette Lebewesen. Kritik erfährt in diesem Zusammenhang insbesondere die Gentechnik.

a) reproduktives Klonen : 
Herstellung genidentischer Lebewesen (Dolly)

b) Keimbahnmanipulationen: 
Ei-/Samenzellen zur Beseitigung genetischer Defekte

c) Therapeutisches Klonen:
Manipulation von Stammzellen, um Zellen mit bestimmten Funktionen 

Herzustellen

Kritik an den Möglichkeiten biotechnologischer Erfindungen:

· Synonym für verantwortungslose und ethisch zweifelhafte Forschung

· Forschung macht sich auf diese Weise Teil der Schöpfung zu eigen

· Mensch wird zum bloßen Objekt (Subjektqualität und menschliche Würde fehlen)

· Naturethiker: Würde der Kreatur wird verletzt

· Patentschutz in diesem Bereich führt zu einer Kommerzialisierung des Lebens

( Mehrheit der deutschen Bevölkerung lehnt biotechnologische Erfindungen und deren Patentierung ab.

Angesichts der wesentlichen auch ökonomischen Bedeutung von biotechnologischen Erfindungen und unterschiedlichen Regelungen in den Mitgliedstaaten hat der europäische Gesetzgeber 1998 die Biotechnologie – Richtlinie erlassen. Diese muß bis zum 30.07.2000 umgesetzt werden, was jedoch kaum geschehen ist.

Klage der Niederlande auf Nichtigkeit der Richtlinie vor dem europäischen Gerichtshof war erfolglos. Deutschland hat zwar einen Regierungsentwurf erlassen, aber die Umsetzung in nationales Recht ist noch nicht erfolgt.

Entsprechend Artikel 6 der Richtlinie versuchen Gegner der Gentechnik Patentierungen zu verhindern unter Hinweis auf einen Verstoß gegen die öffentliche Ordnung bzw. die guten Sitten und verweisen zudem auf die Nicht – Patentierbarkeit von Entdeckungen.

3) Verstoß gegen die öffentliche Ordnung

= alle tragenden Grundsätze der Rechtsordnung

· z.B. die wesentlichen Verfassungsgrundsätze wie Artikel 1 & 2 GG

Gesetz muß wesentliche Funktionen im Bereich des staatlichen und sozialen Lebens bilden, um als Patenthindernis herangezogen werden zu können. In Deutschland lassen sich Grenzen der Patentierbarkeit von biotechnologischen Erfindungen vor allem aus der Verfassung und dem Embryonenschutzgesetz  von 1991 ableiten. Dies verbietet mißbräuchliche Fortpflanzungstechniken. Ergänzt wird das Embryonenschutzgesetz durch das Stammzellengesetz, wonach nunmehr auch der Import von embryonalen Stammzellen verboten ist, es sei denn, es handelt sich um Forschung im Bereich eines hochrangigen Forschungsziels.

4) Verstoß gegen die guten Sitten

= durchschnittlich sittliche Anschauungen der beteiligten Verkehrskreise

Es reicht jedoch nicht, die Patentierung national abzulehnen, weil das deutsche Patentrecht in internationale Regelungen gebettet ist.

Einen ordre public, der sich in einer europaweiten Ablehnung der Patentierung gentechnologischer Erfindungen zeigt, gibt es jedoch nicht.

5) Reine Entdeckungen sind nicht patentierbar

· sowohl Richtlinie wie deutscher Gesetzentwurf zur Umsetzung sehen aber vor, dass bei Genen und Gensequenzen Funktionsangaben gemacht werden müssen, um eine Patentierbarkeit zu erhalten.

6) Problem der Richtlinienumsetzung

a) wortgleiche Übernahme der Richtlinie in deutschen Gesetzesentwurf

( Auslegungsprobleme

( z.B. wann spricht man von einem Embryo? (ab Verschmelzung oder ab Einnistung)

b) Schutzumfang des Patents

Im klassischen Patentrecht haben wir absoluten Stoffschutz. Das ist problematisch für Genpatentierung. Inzwischen ist These „Ein Gen = ein Enzym“ nicht mehr haltbar. Die „Entdeckung“ einer Genfunktion würde dem Erfinder sämtliche anderen Funktionen sichern, auch wenn er sie nicht kennt.

( Behinderung anderer Forscher und übermäßige Belohnung des Patentinhabers

Daher wird bei der Patentanmeldung eine möglichst konkrete Funktionsangabe gefordert

( § 1a II Entwurf des deutschen Patentgesetzes

Im Anhang findet ihr noch eineKopie, die uns Frau Hucke zum Thema Sittenwidrige Werbung gegeben hat.

Rechtliche Anforderungen an Werbung als Marketinginstrument

Sittenwidrige Werbung gem. §1 UWG

A. Wortlauf § 1 UWG (große Generalklausel)

„Wer im geschäftlichen Verkehre zu Zwecken des Wettbewerbes Handlungen vornimmt, die gegen die guten Sitten verstoßen, kann auf Unterlassung und Schadenersatz in Anspruch genommen werden.“

B. Fallgruppen

I. Kundenfang

Untergruppen

· Täuschung (irreführende Praktiken; Schleichwerbung)

· Nötigung (mittels Überrumpelung oder psychischem Druck)

· Belästigung (Zusenden unbestellter Ware; Telefon-, email-, Fax – Werbung; geschmackloses Werben)

· Verlockung (unentgeltliche Zuwendungen)

· Aleatorische Anreize (Preisausschreiben)

· Gefühlsausnutzung (Umweltwerbung; Werbung mit Angst)

· Ausnutzen von Unerfahrenheit

· Laienwerbung

II. Behinderung

Untergruppen

· Absatz-, Werbe-, Lizenz- und Bezugsbehinderung (Nachahmung fremder Werbung; Rufschädigung; Abfangen von Kunden)

· Betriebsstörungen (Störung des Betriebsfriedens)

· Preisunterbietung

· Boykott

· Diskriminierung

· Anschwärzung

III. Ausbeutung

Untergruppen

· Nachahmung fremder Leistung (vermeidbare Herkunftstäuschungen)

· Übernahme fremder Leistungen

· Ausnutzen fremder Werbung

· Ausbeuten fremden Rufs (Anlehnung an fremde Ware zur Empfehlung der eigenen)

· Ausspannen (von Kunden oder Beschäftigten)

IV. Rechtsbruch

Verletzung wertbezogener oder wertneutraler Normen; Berufs- und Standesrecht; Vertragsbruch

V. Marktstörung

Massenhaftes Verteilen von Originalware oder von kostenlosen Presseerzeugnissen
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